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(Mr. 13810.) Verordnung über die Zuſtändigkeit zur Anderung von Familiennamen und Vornamen. 
Vom 21. November 1932. 


Auf Grund des 8 7 der Zweiten Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung vom 29. Oktober 1932 (Geſetzſamml. S. 333), des § 1 Abſ. 1 Satz 2 der Verordnung 
über die Anderung von Familiennamen vom 3. November 1919 (Geſetzſamml. S. 177) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 30. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 21) und vom 25. Juli 1928 
(Geſetzſamml. S. 190) und der Verordnung über die Anderung von Vornamen vom 29. Oktober 
1920 (Geſetzſamml. S. 515) wird folgendes verordnet: 


Sl: 
Die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts bei Anderung von Familiennamen und Vornamen 
geht über: 8 
1. in den kreisangehörigen Gemeinden, ſoweit dieſe zu einem ſtaatlichen Polizeiverwaltungs⸗ 
bezirke gehören, auf den ſtaatlichen Polizeiverwalter, im übrigen auf den Landrat, 
2. in den Stadtkreiſen auf die Ortspolizeibehörde. 


a u 
. > 5 i ’ ie ” lat 
() Über Anträge auf Anderung des Familiennamens entſcheidet der Regierungspräſident N f / | 
(in Berlin der Polizeipräſident), falls es ſich handelt: . 

1. um die Verdeutſchung ausländiſcher Namen, 

2. um die Ermächtigung unehelicher Kinder zur Führung des Familiennamens des Er⸗ 
zeugers oder des verſtorbenen Ehemanns der Mutter oder des Pflegevaters (der Pflege⸗ 
mutter), i | 

3. um die Wiederannahme des vor der Einbenennung gemäß § 1706 BGB. geführten 
Familiennamens durch ein uneheliches Kind. 


(2) Die Anträge find von den im § 1 genannten Behörden nach Abſchluß aller Ermittelungen 
dem Regierungspräſidenten mit Bericht zur Entſcheidung vorzulegen. 


578. 


Über Anträge auf Anderung des Vornamens entſcheiden die im § 1 genannten Behörden. 


SA. 
Über Beſchwerden gegen Ablehnung eines Antrags entſcheidet in den Fällen des § 2 der 
Miniſter des Innern, in denen des § 3 der Regierungspräſident, gegen deſſen Entſcheidung der 
Miniſter des Innern angerufen werden kann. 


(Vierzebnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 13. Dezember 1932.) 64 
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8 5. 
Der Miniſter des Innern behält ſich vor, über Anträge von grundſätzlicher Bedeutung oder 
in ſonſt geeigneten Fällen ſelbſt zu entſcheiden. 


S 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Dezember 1932 in Kraft. 


Berlin, den 21. November 1932. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Der Kommiſſar des Reichs. 
Bracht. 


(Nr. 12811.) Polizeirerordnung über die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb von Sprengſtoff⸗ 
lagern (Sprengſtofflagerverordnung). Vom 17. November 1932. 


Auf Grund der SS 14, 25 und 33 des F vom 1. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 77) 170 im Benehmen mit dem Miniſter des Innern für den Umfang des 
Staatsgebiets folgende Polizeiverordnung erlaſſen. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Salt 
Geltungsbereich und Genehmigungspflicht. 

(1) Die Polizeiverordnung betrifft die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb von 
Sprengſtofflagern, ſofern dieſe nicht in unmittelbarem Zuſammenhang mit einer Herſtellungsſtätte 
für Sprengſtoffe ſtehen. Für jede Lagerung oder Aufbewahrung dieſer Art iſt eine beſondere 
polizeiliche Genehmigung nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen erforderlich. 

(2) Die Polizeiverordnung gilt nicht: 

1. für Munitions⸗ und Sprengſtofflager der Schutzpolizei und der Reichswehr, 

2. für Sprengſtofflager in Betrieben, die der Aufſicht der Bergbehörde unterſtehen. 


8 2. 
Genehmigende Behörden. 
Die Genehmigung von Sprengſtofflagern wird durch die Landespolizeibehörden erteilt. 


8 3. 
Genehmigung und Betriebserlaubnis. 

Die Genehmigung zur Lagerung von Sprengſtoffen iſt ſtets ſchriftlich und nur auf Widerruf 
zu erteilen. Sprengſtofflager dürfen erſt in Betrieb genommen werden, nachdem die Ortspolizei⸗ 
behörde die Übereinſtimmung der Ausführung mit der Genehmigung feſtgeſtellt und die Betriebs⸗ 
erlaubnis erteilt hat. 


II. Lage der Sprengſtofflager. 


8 4. 
() Die Entfernung der Sprengſtofflager von Gebäuden, die dem dauernden Aufenthalte von 
Menſchen dienen, von Eiſenbahnen, öffentlichen Wegen und Arbeitsplätzen iſt vs den in der 
beigefügten Zahlentafel angegebenen Mindeſtentfernungen zu bemeſſen. 
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b (2) Die Entfernung mehrerer Sprengſtofflager untereinander ſoll mindeſtens 100 m betragen. 
Geringere Entfernungen ſind zuläſſig, wenn die Lager umwallt ſind, wenn ſie innerhalb einer 
gemeinſamen Umwallung durch Zwiſchenwälle ohne Durchgang voneinander getrennt werden, 
oder wenn ſie in Fels oder ſtandfeſten Boden eingebaut ſind. N 

(3) Wenn ausſchließlich Feuerwerkskörper in verſandmäßiger Verpackung gelagert werden, 
find geringere als die in Abſ. 1 und 2 feſtgeſetzten Entfernungen zuläffig. 

(4) Lager, welche infolge ihrer Bauart im Falle einer Erplofton nach einer Richtung oder 
nach mehreren eine ſtärkere Wirkung auf die Umgebung erwarten laſſen als nach den anderen 
Richtungen (Ausblaſebauart), ſind ſo anzulegen, daß Verkehrswege, Eiſenbahnen, Gebäude, die 
dem dauernden Aufenthalte von Menſchen dienen, und Arbeitsplätze nicht in den ſtärker gefährdeten 
Richtungen liegen. An den Hauptzugängen und Zufahrtswegen zu Steinbrüchen, die noch betrieben 
werden, dürfen freiſtehende Lager nicht errichtet werden. 


III. Einrichtung der Sprengſtofflager. 
8 5. ö 


Anordnung und Bauart. 

Die Sprengſtofflager ſind in Fels oder ſtandfeſten Boden einzubauen. Nur wo dies nicht 
möglich iſt, dürfen ſie freiſtehend angelegt werden. Sie ſind gegen Eindringen von Grund⸗ und 
Niederſchlagswaſſer ſowie gegen Überſchwemmung zu ſichern; gegen Einbruch, Übertragung eines 
Brandes und Verwitterung müſſen ſie Widerſtand leiſten und dürfen im Falle einer Exploſion die 
Umgebung durch Sprengſtücke möglichſt nicht gefährden. Lagergebäude dürfen nur eingeſchoſſig ſein. 


8 6. 
Wege zum Lager. 
a Die Zugangs⸗ und Zufahrtswege zum Lager müſſen ſicher begehbar und, falls ſie befahren 
werden, ſicher befahrbar ſein. 
f 8 7. 
Umwallung. 

Freiſtehende Lager mit einer gegen Gefährdung beſonders zu ſichernden Umgebung ſind mit 
Erdwällen zu umgeben. Ob eine ſolche beſondere Sicherung der Umgebung notwendig iſt, entſcheidet 
die Landespolizeibehörde. Freiſtehende Lager mit einer Lagermenge von mehr als 5000 kg find 
ſtets durch Erdwälle zu ſichern. Die Erdwälle müſſen den Fußboden des Lagers um mindeſtens 3 m 
überragen. Sie müſſen mindeſtens 1 m Kronenbreite und mindeſtens einfache Böſchung haben. 
Der Zugang zum Lager durch die Umwallung iſt ſo anzulegen, daß die Wirkung einer etwaigen 
Exploſion im Lager möglichſt wenig nach außen gelangen kann. In Zwiſchenwällen benachbarter 
Lager ſind Durchgänge nicht zuläſſig. Die Oberfläche der Wälle iſt durch Graswuchs oder ähnliche 
Bepflanzungen zu befeſtigen. Trocken gewordenes Gras iſt von den Umwallungen alsbald zu 
beſeitigen; der Raum zwiſchen Wall und Gebäude iſt von Gras und brennbaren Stoffen freizuhalten. 
Für ausreichende Entwäſſerung iſt zu ſorgen. Vor der äußeren Tür nicht umwallter Lager, deren 
Umgebung beſonders geſchützt werden muß, iſt ein genügend langer Schutzwall zu errichten. 


8 8. 
Schutz gegen Einbruch; Türen. 

(1) Lager, deren Sicherung gegen Einbruch nicht durch einbruchſichere Bauart oder ſtändige 
Beaufſichtigung oder ähnlich wirkſame Mittel möglich iſt, müſſen mit einem 1,50 m hohen, dichten 
Stacheldrahtzaun umgeben werden. 

(2) Jedes Sprengſtofflager muß durch zwei nach außen aufſchlagende Türen geſichert ſein. 
Die Türangeln ſind derartig zu befeſtigen, daß ſie nicht von außen gelöſt werden können. Die 
Türen ſind aus mindeſtens 5 mm ſtarkem Eiſenblech mit einem Rahmen und mit Diagonal: 
verſteifungen aus Winkeleiſen herzuſtellen. Die äußere Tür muß allſeitig genau in den Türrahmen 
eingepaßt ſein, ſo daß man weder mit Brecheiſen hinter die Tür gelangen, noch ſie aus den Angeln 
heben kann. Der Türrahmen muß aus Winkeleiſen hergeſtellt und in Beton eingelaſſen werden. 
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Er iſt innen mit feſten Anſchlägen zu verſehen. Die Mauerleibungen ſind möglichſt nahe an die 
Türöffnung heranzurücken, ſie müſſen durchweg mindeſtens 30 em tief ſein. Beide Türen ſind 
auf der Innenſeite mit je zwei Sicherheitskaſtenſchlöſſern zu verſehen. Sämtliche Schlöſſer beider 
Türen müſſen voneinander verſchiedene Schlüſſel haben. Als ausreichend ſicher ſind Kaſtenriegel⸗ 
ſchlöſſer mit acht Zuhaltungen und zwei Umdrehungen anzuſehen. Der Riegel muß bereits nach 
der erſten Umdrehung faſſen. Alle Teile der Türen, ſoweit ſie von außen zugänglich ſind, ſind 
durch Schweißen zu verbinden. Die Türen müſſen bei betretbaren Lagern mindeſtens 1,7 m Höhe 
und 0,8 m Breite haben. Bei Lagern für Pulverſprengſtoffe ſind die Türen ſo einzurichten, daß 
eine gefährliche Reibung von Eiſen auf Eiſen oder Stein ausgeſchloſſen ift. 


8 9. her 
Züftungseintihtungen. 

Lüftungskanäle und Lüftungsöffnungen dürfen nicht gradlinig geführt fein; fie müffen gegen 
Einfall von Regen ſowie dagegen geſichert ſein, daß etwa hineingegoſſene Flüſſigkeiten in den 
Lagerraum gelangen. Außen ſind die Lüftungsöffnungen feſt zu vergittern und innen mit Draht⸗ 
gittern zu verſchließen. 

§ 10. 
Fußböden. 
Der Fußboden des Lagerraums und des Vorraums muß feſt, dicht und fugenlos ſein. 


§ 11. 
Künſtliche Beleuchtung. 

Künſtliche Beleuchtung darf nur angebracht werden, wo Tagesbeleuchtung keinesfalls aus⸗ 
reicht. Es dürfen nur elektriſche Glühlampen mit Schutzglocken und Schutzkörben benutzt werden. 
Die geſamte Beleuchtungseinrichtung muß den anerkannten Regeln der Technik entſprechen. Die 
Schalter und Sicherungen für die elektriſchen Glühlampen müſſen ſich außerhalb des Lagerraums 
befinden. Die Verwendung tragbarer elektriſcher Handlampen iſt nur dann zuläſſig, wenn die 
Lampen eine eigene Stromquelle beſitzen. 

a § 12. 
Heizung. 
Zur Beheizung von Sprengſtofflagern iſt nur Niederdruckdampf⸗ oder Warmwaſſerheizung 
oder eine ander Heizungsanlage von mindeſtens gleicher Sicherheit gegen Brandgefahr zuläſſig. 


8 13. 
Blitz ſchutz. 

Alle Sprengſtofflager, ſoweit ſie nicht durch ihre natürliche Lage, z. B. durch Einbau in Fels 
oder Boden, gegen Blitzgefahr geſichert ſind, müſſen mit einer zuverläſſigen Blitzſchutzanlage ver⸗ 
ſehen werden. Die Zuverläſſigkeit der Blitzſchutzanlage iſt alljährlich mindeſtens einmal zwiſchen 
dem 1. Januar und dem 1. April durch einen Sachverſtändigen feſtzuſtellen und zu beſcheinigen. 


§ 14. 
Eiſerne Sprengſtoffbehälter. 

Eiſerne, nach Art von Geldſchränken gearbeitete Sprengſtoffbehälter müſſen, ſofern ſie nicht 
in gewachſene Felſen eingefügt und hier feſt verankert werden, auf einer mindeſtens 10 em ſtarken 
Betonſohle aufgeſetzt und mit dieſer feſt verbunden werden. Sie müſſen allſeitig mit einer Beton⸗ 
ſchicht von mindeſtens 12 em umgeben werden. Die Beſtimmungen der SS 7 und 8 finden auf 
eiſerne Sprengſtoffbehälter keine Anwendung. 

3:10, 
Lagerraum und Vorraum. 

() Der Lagerraum muß genügend groß ſein, um ein gefahrloſes Umgehen mit dem Spreng⸗ 
ſtoffe zu ermöglichen. Betretbare Lager, für die eine Höchſtlagermenge von mehr als 100 kg 
Sprengſtoff zugelaſſen iſt, müſſen einen Vorraum von mindeſtens 1 m Tiefe haben. Dieſer iſt 


>. 
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von dem eigentlichen Lagerraume durch eine feuerhemmende Tür zu trennen. Der Vorraum darf 
nur hinter den nach § 8 auszuführenden Türen angeordnet werden. 


(2) Ein Vorraum iſt für ſolche Handelslager nicht erforderlich, in denen außer dem Hantieren 
mit geſchloſſenen Sprengſtoffkiſten keinerlei Arbeiten vorgenommen werden. 


§ 16. 
Anſtrichbehandlung von Holzwerk. 

Das Holzwerk iſt mit einem gegen die erſten Einwirkungen von Feuer ſchützenden Anſtrich 
oder einer dem gleichen Zwecke dienenden Durchtränkung zu verſehen. Eiſenteile ſind gegen Roſt 
zu ſchützen. 

§ 17. 
Lagerung von Sprengkapſeln. 

In Lagern ohne Vorraum dürfen bis zu 1200 Sprengkapſeln, jedoch nur in einer beſonderen 
verſchließbaren Niſche, gelagert werden. In Lagern mit Vorraum müſſen die Sprengkapſeln im 
Vorraum, und zwar ebenfalls in einer beſonderen verſchließbaren Niſche, untergebracht werden. 


§ 18. 
Aufſchriften. 
() Auf der Außenſeite der Innentür ift in dauerhafter, leicht erkennbarer Schrift folgende 
Aufſchrift anzubringen: 
Vorſicht! Sprengſtoffe! Nicht rauchen! Nicht mit Feuer und Licht hantieren! Streich⸗ 
hölzer und Zündwaren nicht mit in das Lager nehmen! 
Zutritt für Unbefugte verboten! 


(e) Ferner find dort die Art der zu lagernden Sprengſtoffe und die zugelaſſene Höchſtlager⸗ 
menge in deutlicher, dauerhafter Schrift anzugeben. 


IV. Benutzung der Sprengſtofflager. 
8 19. 
Verpackung der Sprengſtoffe im Lager. 


Alle Sprengſtoffe dürfen nur in der Verſandpackung, Sprengkapſeln bis zu 100 Stück in 
den handelsüblichen Schachteln gelagert werden. 


§ 20. 
Höchſtlagermenge. 
In Sprengſtofflagern dürfen nur die in der Genehmigungsurkunde zugelaffenen Sprengſtoff⸗ 
arten, und zwar nur bis zu der dort feſtgeſetzten Höchſtlagermenge gelagert werden. 


* 


§ 21. 
Zuſammenlagern verſchiedener Sprengſtoffe. 
Anordnung der Lagerbehälter. 
() Folgende Sprengſtoffarten dürfen nicht zuſammen gelagert werden: 
1. Pulverſprengſtoffe und Pikrinſäure mit allen anderen Sprengſtoffen; die Zuſammen⸗ 
lagerung von Pulverſprengſtoffen mit Ammonſalpeterſprengſtoffen iſt jedoch zuläſſig; 

2. rauchſchwache Pulver und loſe und gepreßte Nitrozelluloſe mit briſanten Sprengſtoffen; 

3. Chloratſprengſtoffe mit Ammonſalpeter enthaltenden Sprengſtoffen; 

4. organiſche Nitrokörper mit Dynamiten und dynamitähnlichen Sprengſtoffen. 

( Die Sprengſtoffkiſten müſſen in Geſtellen gelagert oder in Stapeln zuſammengeſtellt 
werden. Die Geſtelle und Stapel dürfen nicht höher als 1,80 m ſein. Zwiſchen den Sprengſtoff⸗ 
kiſten muß Luft hindurchſtreichen können. 49515 
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(3) Verſchiedene Arten von Sprengſtoffen find durch Zwiſchenräume getrennt zu halten und 
durch Tafeln zu kennzeichnen. 

(4) In Sprengſtofflagern und in ihrer unmittelbaren Nähe dürfen außer den für den Lager⸗ 
betrieb und die Schießarbeit erforderlichen Gegenſtänden (Reinigungsgeräte, Signalhörner, Zink⸗ 
trichter uſw.) ſonſtige Gegenſtände, auch leere Sprengſtoffbehälter, Packſtoffe und dgl. nicht unter⸗ 
gebracht werden. 

8.22. 
Arbeiten im Sprengſtofflager, Vernichtung von Sprengſtoffen. 

In allen Sprengſtofflagern muß größte Ordnung und Sauberkeit herrſchen. An den Ein⸗ 
gängen ſind geeignete Vorrichtungen zum Abtreten von Sand und Schmutz bereitzuhalten. Alle 
leeren Behälter, Hüllen uſw. ſind ſogleich aus dem Lager zu entfernen; verſtreute Sprengſtoffe ſind 
ſofort zu beſeitigen und in genügender Entfernung von dem Lager zu vernichten. Geeignete 
Reinigungsgeräte (Haarbeſen uſw.) find ſtets in dem Lager bereitzuhalten. Alle in dem Spreng⸗ 
ſtofflager benutzten Werkzeuge mit Ausnahme von Zangen und Schraubenziehern dürfen nicht aus 
Eiſen beſtehen. Arbeiten, die nicht zum eigentlichen Lagerbetrieb gehören, z. B. Fertigmachen 
der Verpackung, Umarbeiten von Patronen, Ausklopfen von Sprengkapſeln, Anwürgen der Spreng⸗ 
kapſeln, Herſtellen der Schlagpatronen, dürfen weder im Lager noch im Vorraum vorgenommen 
werden. Vor und in dem Walldurchgange dürfen Sprengſtofſe nicht abgeſtellt werden. Spreng⸗ 
kapſelkiſten dürfen nur außerhalb des Sprengſtofflagers oder in dem Vorraume geöffnet werden; hier⸗ 
bei müſſen alle anderen Sprengſtoffe aus dem Vorraum entfernt ſein, und die Tür zum Lagerraum 
muß geſchloſſen gehalten werden. Vor der Ausführung von Ausbeſſerungsarbeiten und dgl. an und in 
Sprengſtofflagern ſind die Sprengſtoffe in der Regel aus den Lagern zu entfernen. Unumgänglich 
notwendige Arbeiten dieſer Art an und in Lagern, in denen ſich noch Sprengſtoffe befinden, dürfen 
nur unter dauernder Aufſicht durch eine ſachverſtändige Perſon ausgeführt werden. Feuerarbeiten 
(Schneiden, Schweißen und dgl.) dürfen nur nach Entfernung der Sprengſtoffe aus dem Lager 
ausgeführt werden. Verdorbene Sprengſtoffe müſſen durch ſachverſtändige Perſonen unter den 
gebotenen Vorſichtsmaßregeln ſofort, Sprengſtoffe, die nicht mehr verwendet werden ſollen, möglichſt 
bald vernichtet werden. 

N § 23. 
Beſondere Vorſchriften für Pulverſprengſtofflager. 

Pulverſprengſtoffe ſind in den Verſandgefäßen oder in gut verſchloſſenen Kannen aus Zink⸗ 
blech, Holz, Leder oder Hartpappe aufzubewahren. Gefäße zum Abmeſſen des Schwarzpulvers 
dürfen nicht aus Eiſen beſtehen. Pulverſprengſtoffe dürfen weder im eigentlichen Lagerraum noch 
im Vorraum umgefüllt werden. Betretbare Lager für Pulverſprengſtoffe dürfen nur mit Filz⸗ 
ſchuhen, die in ausreichender Zahl und einwandfreier Beſchaffenheit in ſolchen Lagern ſtets vorrätig 
zu halten ſind, mit Strümpfen oder barfuß betreten werden. 


8 24. 6 
Auftauvorrichtungen. 


Gefrorene Dynamite dürfen nur in angemeſſener Entfernung vom Lager mit Hilfe einer dazu 
beſtimmten geeigneten Vorrichtung aufgetaut werden. 17 K 


8 25. 
Verſchluß der Lager, Fernhalten Unbefugter. 


Sprengſtofflager ſind dauernd unter ſicherem Verſchluß zu halten. Die Lagerräume und 
der Vorraum dürfen nur zur Vornahme der notwendigen Arbeiten betreten werden. Die Benutzung 
dieſer Räume zu anderen Zwecken, z. B. zur Einnahme von Mahlzeiten, iſt ſtreng verboten. 


8 26. 
Verbot von Feuer und Licht. 


In Sprengſtofflagern iſt das Anzünden von Licht und Feuer, das Hantieren damit, das 
Rauchen ſowie das Mitnehmen von Zündhölzern oder ſonſtigen Zündwaren ſtreng verboten. 
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V. Vorübergehende Aufbewahrung kleiner Mengen von Sprengſtoffen. 
| 8 27. 

() Für die vorübergehende Aufbewahrung von Schwarzpulver, Sprengſalpeter, Feuerwerks⸗ 
körpern oder Zündplättchen gelten die Beſtimmungen der 88 29 bis 32 der Polizeiverordnung vom 
14. September 1905 (HM Bl. S. 282), betreffend den Verkehr mit Sprengſtoffen. 

e) Die vorübergehende Aufbewahrung kleiner Mengen von anderen als im Abſ. 1 bezeichneten 
Sprengſtoffen außerhalb von beſonderen Sprengſtofflagern iſt nur in dringenden Ausnahmefällen 
zuläſſig. In ſolchen Ausnahmefällen kann ſie, wenn es ſich um Patronen aus Ammonſalpeter⸗ 
ſprengſtoffen handelt, in Mengen bis zu 5 kg, und wenn cs ſich um die übrigen zum Verkehr 
zugelaſſenen Sprengſtoffe handelt, in Mengen bis zu 2,5 kg von der Ortspolizeibehörde für kurze 
Zeit zugelaſſen werden, wenn für genügende Sicherheit gegen Diebſtahl und für den Schutz der 
Umgebung geſorgt wird. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann die vorübergehende Auf- 
bewahrung von höchſtens 50 Sprengkapſeln zugelaſſen werden. Die Sprengſtoffe und Spreng⸗ 
kapſeln müſſen in ſolchen Fällen je beſonders in ſtarken, hölzernen und ſicher verſchloſſenen Kiſten 
in einem gegen Diebſtahl und Brandgefahr geſicherten Raume, der nicht zum dauernden Aufenhalt 
von Menſchen dient und nicht unter ſolchen Räumen liegt, aufbewahrt werden. Die Aufbewahrung 
der Sprengſtoffe und der Sprengkapſeln darf nicht länger als zwei Wochen dauern. Die Kiſte mit 
Sprengkapſeln iſt im Abſtand von mindeſtens 3 m von dem Sprengſtoff aufzuſtellen. 


VI. Übergangs⸗ und allgemeine Beſtimmungen. 
§ 28. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten für beſtehende Anlagen nach Maßgabe folgender 
Übergangsbeſtimmung: 

Die Landespolizeibehörden beſtimmen auf Antrag im Einzelfall, in welchen Friſten die 
Vorſchriften der Polizeiverordnung durchzuführen ſind und inwieweit von der Durchführung 
einzelner Beſtimmungen der Polizeiverordnung abgeſehen wird, ſofern auf andere als in der 
Polizeiverordnung vorgeſchriebene Weiſe der erforderliche Schutz gegen Einbrüche und Exploſionen 
gewährleiſtet iſt. 

Unberührt bleibt die Befugnis der zuſtändigen Behörden, im Wege polizeilicher Verfügung 
für einzelne Betriebe auf Grund der SS 120 a—d der Reichsgewerbeordnung weitergehende An— 
ordnungen zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der in den Betrieben beſchäftigten Arbeiter 
zu treffen. a 

Alle dieſer Polizeiverordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 


VII. Ausnahmen. 
8 29. 
In beſonderen Fällen können die Landespolizeibehörden Ausnahmen von den Beſtimmungen 
der Polizeiverordnung zulaſſen. dir gn f 
VIII. Straſvorſchriften. 
8 30. f 
Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit, unbeſchadet der Straf⸗ 
androhung des § 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs, die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe 
bis zu 150 N, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu zwei Wochen 
angedroht. 


Berlin, den 17. November 1932. 


Der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe. 
ARE: Der Kommiſſar des Reichs. 
Ernſt. 


ET ES a a Tr a 
Dr .vrunauzudlten. str. 


368 Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 64, ausgegeben am 29. 11. 32. 
Tafel über Sicherheitsgrenzen bei Sprengſtofflagern. 

Entfernung des Sprengſtofflagers von: Entfernung zwiſchen 

Sprengſtoff⸗ Sprengſtofflagern und 

Menge bewohnten . Gebäuden innerhalb 

. e n e von Fabrikanlagen 
bis 25 kg 60 m 35 m 20 m 15 m 
[2 30 ” 15 ” 45 ” 25 ” 20 ” 
„ 40 „ 85 „ 50 „ 25 20 „ 
0 50 * 95 ” 55 ” 30 ” 25 * 
5 100 „ 140 „ 75 „ 40% 30 „ 
6 150 „ 175 „ 105 „ 50 „ 35 „ 
5 200 „ 200 „ 120 „ 60, 40 „ 
55 250 „ 240 „ 145 „ 01% 45 „ 
oo 300 „ 260 „ 155 „ 80 „ 50 „ 
5 400 „ 285 „ 0 % 85 „ 55 „ 
0 500 „ 310 „ 185 „ 90 „ 60 „ 
5 600 „ 325 „ 195 „ 95 „ 60 „ 
„ 800 „ 355 „ 2 105 „ 708, 
eee 375 „ DIR, 115 1 
ET DOOR, 415 „ 250 „ 125 „ 85 „ 
9.000, 445 „ 265 „ 135 „ 95 „ 
„ 3000 % 485 „ 290 „ 145 „ 105 „ 
00 „ 515 „ 310 „ 155 115 
„ i 50005 545 „ 330 „ 165 1257, 
aeg 590 „ 355 „ 175 , 135 „ 
10 000%, 650 „ 390 „ 200 155 „ 
„ 20 000 „ 820 „ 490 „ 240% 195 „ 
„ 30 000 „ 950 „ 87078 601 280, 225 „ 
„ 50 000 „ 1 100 „ 660 „ 330% 265 „ 
„ 100 000 „ 1300 „ 780 „ 390 „ 350 „ 
„ 200 000 „ 1600 „ 960 „ 480 „ 400 „ 

Berichtigung. 


In der zweiten Verordnung über Anderungen in der Abgrenzung von Amtsgerichtsbezirken 
vom 24. November 1932 muß es auf S. 354 Zeile 7 von unten bei II Ziffer 14 
aus dem Amtsgerichtsbezirk ſtatt aus dem Amtsbezirk Ujeſt, 
auf S. 357 Zeile 22 von unten bei XII Ziffer 11 
aus dem Amtsgerichtsbezirke ſtatt aus dem Landgerichtsbezirke Paſewalkk 
heißen. i ER 
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